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ZUSAMMENARBEIT DER BUNDESPOLIZEI MIT DEN POLIZIEN DER LÄNDER

IM GRENZGEBIET – ERFAHRUNGEN ZU SHENGEN

1. Einleitung

Um sich dem Thema nähern und es anschließend auch richtig bewerten zu können,
werde ich anfangs auf einige historische Entwicklungen der Bundespolizei, bis zum
01.07.2005 Bundesgrenzschutz, des Verhältnisses zwischen den Polizeien des Bundes und
der Länder in Deutschland und den Schengenprozess seit seinen Anfängen eingehen. Um es
gleich vorwegzunehmen, werde ich auch während meines Vortrages auf bestimmte
Fehleinschätzungen und den damit verbundenen Fehlentwicklungen eingehen, die im
Interesse unserer Verantwortung für die innere Sicherheit in Deutschland, aber auch für
unsere Garantenstellung innerhalb der Europäischen Union und der Schengenstaaten
zwischenzeitlich wieder korrigiert wurden bzw. in der nächsten Zeit korrigiert werden.
Warum ich das an den Anfang meiner Betrachtungen stelle, war und ist der Wunsch der
Veranstalter dieser wissenschaftlichen Konferenz, die aktuellen Entwicklungen innerhalb
des ungarischen Grenzschutzes mit in die Überlegungen einzubeziehen. Mir steht es nicht
zu, Ihnen und Ihrer Regierung irgendwelche Ratschläge zu geben. Ich werde aber
versuchen, anhand der Entwicklung in Deutschland und speziell in der Bundespolizei
bezüglich des Schengenprozesses bestimmte Sachzusammenhänge darzustellen und die
Notwendigkeit herauszuarbeiten, dass auch zukünftig die Bekämpfung der illegalen
Migration nach und durch Europa sowohl mit europäischen als auch nationalen Maßnahmen
gewährleistet bleiben muss. Dazu bedarf es schlagkräftiger Polizeiorganisationen, die dazu
auch personell, finanziell und logistisch in der Lage sind. Die Fragen der Organisation
liegen dabei vollständig in der Zuständigkeit der nationalen Regierungen und Parlamente.
Dennoch versuche ich klar zu machen, dass wir trotz unterschiedlicher nationaler Konzepte
eine gemeinsame Verantwortung in dieser Frage haben.

2. Geschichtliche Entwicklung der Bundespolizei

Die Entwicklung der Polizeien des Bundes und der Länder war im Wesentlichen
durch die Nachkriegsentwicklung in Deutschland und den Besatzungsstatus der 4 Mächte
geprägt. Ausgehend von den Erfahrungen der Hitlerdiktatur sollte es keine starke zentrale
Polizeimacht mehr geben. Auch die Fragen der Kontrolle des grenzüberschreitenden
Verkehr und die Sicherung der Grenzen lag Anfangs in den Händen der Alliierten.

Mit den Polizeibrief vom 14.April 1949 gestatteten die Militärgouverneure die
Einrichtung von Bundespolizeibehörden zur Überwachung des grenzüberschreitenden
Verkehrs und einer Verfassungsschutzbehörde ohne polizeiliche Befugnisse. Hieraus wurde
später auch das Trennungsgebot zwischen Polizei und Verfassungsschutz abgeleitet. Das
Memorandum der Alliierten Hohen Kommission enthielt auch die Forderung, dass die
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Aufgaben des Bundesgrenzschutzes auf die „sowjetisch-westliche Zonengrenze“ gelegt
werden. Diese Forderung der westlichen Alliierten bestimmte daher die Struktur,
Ausrüstung, Aus- und Fortbildung sowie Bewaffnung und Lozierung des
Bundesgrenzschutzes.

Das Grundgesetz von 1949 übertrug den Ländern die Polizeigewalt.
Am 15. Februar 1951 wurde das 1. Gesetz über den Bundesgrenzschutz

verabschiedet. Der Bundesgrenzschutz wurde als Sonderpolizei des Bundes mit klaren von
den Länderpolizeien getrennten Aufgaben mit einer anfänglichen Stärke von 1.800 Mann
1951 aufgestellt, die nach dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 auf 20.000 aufgestockt
wurde. Bundesgrenzschutzverbände übernahmen die Sicherung der Innerdeutschen Grenze
und der Grenze zu Tschechien.

Zuvor waren im August 1953 die Beamten des Deutschen Passkontrolldienstes auf
Vorschlag des Deutschen Bundestages in den Bundesgrenzschutz eingegliedert worden.
Von 396 Beamten traten 390 in den Bundesgrenzschutz über.

Der Bundespasskontrolldienst war am 19. September 1951 durch das
Bundesministerium des Innern eingerichtet worden; der damalige Deutsche
Passkontrolldienst für die britische Zone war kurz danach am 24. September 1951 in den
Bundesgrenzschutz eingegliedert worden.

Am 18. August 1972 wurde das Gesetz über Neuregelung der Aufgaben des
Bundesgrenzschutzes verabschiedet. Mit diesem Gesetz und dem Personalstrukturgesetz für
den Bundesgrenzschutz von 1976 wurde der Bundsgrenzschutz von einer ehemals
paramilitärischen Polizeiorganisation zu einer richtigen Polizei umgebaut.

1975 wurde mit dem Feistaat Bayern zur Durchführung des Grenzschutzes in
Bayern ein Verwaltungsabkommen abgeschlossen.

1985 wurde das 1. Schengener Abkommen unterzeichnet. Im Ergebnis dieses
Schengenprozesses wurde  das Personal an der „alten“ Westgrenze bis Jahr 1991 auf ca. 200
Polizeivollzugsbeamte reduziert.

Am 03.Oktober 1990 findet Wiedervereinigung statt. Im Osten Deutschlands wird
der Grenzschutz aufgestellt, der bereits zusätzlich Aufgaben, wie Bahnpolizei und
Luftsicherheit übernimmt.

Am 01. April 1992 übernimmt der Bundesgrenzschutz neben dem Grenzschutz die
Aufgaben der Bahnpolizei und der Luftsicherheit im gesamten Bundesgebiet und wird
erstmals grundlegend reformiert. Sowohl die Ost- als auch die Westgrenze werden verstärkt.
An der Westgrenze steigt die Personalausstattung auf 2.000 Polizeivollzugsbeamte.

1992 klagt das Land Nordrhein Westfalen gegen diese neue Aufgabenübertragung.
1998 weist das Bundesverfassungsgericht diese Klage ab, verbietet aber eine weitere
Ausdehnung der Zuständigkeiten für den Bundesgrenzschutz.

Am 26.März 1995 tritt Schengen 2 in Kraft und Deutschland wird
Schengenaußengrenze. Bis zu 6.000 Polizeivollzugsbeamte werden in den nächsten Jahren
für einen sicheren Schutz der Grenzen zu Polen und Tschechien sorgen. Von 1998 bis 2002
wird der Bundesgrenzschutz einer zweiten umfassenden Reform unterzogen.

Mit der Osterweiterung der Europäischen Union 1. Mai 2004 fallen die
Zollkontrollen zu Polen und Tschechien weg und der Bundesgrenzschutz übernimmt die
alleinige Verantwortung an diesen Grenzen.

Am 01.07.2005 erfolgt die Umbenennung des Bundesgrenzschutzes in
Bundespolizei. Damit wird dem Aufgabenwandel der einst fast ausschließlich auf
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Grenzschutz orientierten Polizeiorganisation Rechnung getragen.
Voraussichtlich ab dem 01.01.2008 soll der Schengenbeitritt der 10 neuen EU-

Staaten erfolgen. Für die Bundespolizei bedeutet dies die 3. umfassende Reform, in derem
Ergebnis 2.000 Polizisten von der jetzigen Schengenaußengrenze zu Polen und Tschechien
an die „alte“ Westgrenze oder ins Binnenland versetzt werden sollen. Die Personalstärke an
der Westgrenze wird dann die Zahl 3.000 überschreiten. Um es zu verdeutlichen, diese
Grenze ist seit 1991 eine Binnengrenze und hat dann zukünftig mehr Personal als zu Zeiten
von Grenzvollkontrollen.

3. Zusammenarbeit mit den Länderpolizeien

Die Grundlagen für die Zusammenarbeit der Bundespolizei mit dem Polizeien der Länder

bilden:

- das Grundgesetz, nach dem Polizei Ländersache und die Bundespolizei eine
Sonderpolizei des Bundes ist,

- Programm Innere Sicherheit von 1974 in der Fortschreibung von 1994,

- 16 Polizeigesetze der Länder und das Bundespolizeigesetz,

- 15 Kooperationsvereinbarungen mit Ländern und dem Zoll,

- Vereinbarungen zu Durchführung der grenzpolizeilichen Kontrolle durch Bayern und
die Wasserschutzpolizei von Hamburg und Bremen und

- ca. 800 Arbeitsgruppen zur Koordinierung der Zusammenarbeit auf den
unterschiedlichsten Ebenen.

Als Formen der Zusammenarbeit haben sich unter anderem in den letzten Jahren

herausgebildet:

- Unterstützungseinsätze für die Länderpolizeien, Beispiel G8 Gipfel in Heiligendamm
(4.000 Bundespolizisten) oder bei Demonstrationen,

- gemeinsame Ermittlungsgruppen Schleuserkriminalität, Verschiebung von
Kraftfahrzeugen über die Grenze, Drogenkriminalität und illegale Einwanderung,

- gemeinsame Streifen/Einsätze Bund-Land-Zoll-Grenzbehörden Polens/Tschechiens im
Grenzgebiet oder

- seit Mai 2006 ein neues gemeinsames Analysezentrum zur Bekämpfung der illegalen
Migration GAZIM.

Als Ergebnisse dieser Zusammenarbeit können konstatiert werden:

- Das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung wurde gestärkt.

- Bei guter und effektiver Zusammenarbeit stellt sich auch der Erfolg ein -  gemeinsame
Zerschlagung von Schleuserbanden und von international und grenzüberschreitend
handelnden Gruppen der Organisierten Kriminalität, wobei sich die Erfolge fast
ausschließlich in den Statistiken der Länder wieder finden. Über 50 Prozent der
Schleuserverfahren werden durch die Länder geführt. OK-Verfahren werden fast
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ausschließlich bei den Ländern oder beim Bundeskriminalamt geführt.

- Es gibt aber auch einen ständigen Kompetenzstreit zwischen dem Bund und den
Ländern. Gerade vor dem Hintergrund der wachsenden terroristischen Bedrohung
verhindern die Länder Lösungen, bei denen der Bund mehr Kompetenzen bei der
Bekämpfung von länderübergreifender Kriminalität erhält.

- Die Länder versagen der Bundespolizei eine Kompetenzerweitung nach Wegfall der
Grenzkontrollen zu Polen und Tschechien für die zukünftige wirksame Bekämpfung
der illegalen Migration und ihrer Begleitkriminalität.

4. Auf welche Herausforderungen müssen sich die EU-Mitgliedsstaaten und ihre
Grenzschutzorganisationen nach dem Schengenbeitritt der neuen Mitgliedsstaaten
einstellen?

Aus Sicht der Bundespolizei muss der Begriff Grenzschutz unter diesem Aspekt
neu definiert werden. Nach der alten Definition umfasst Grenzschutz:

- Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs,

- Überwachung der Grenze,

- Grenzfahndung und

- Abwehr von Gefahren auf die Grenze.

Die neue Definition müsste zusätzlich umfassen:

- Überwachung von Migrationsströmen und

- Bekämpfung der illegalen Migration mit allen seinen Facetten an der Grenze und in der
Tiefe des Raumes.

Der Schengener Grenzcodex verlangt von den Ländern mit Außengrenzen eine
Garantenstellung und lässt an den Binnengrenzen Anlass- und Vollkontrollen zu. Dafür
muss Personal und Logistik vorgehalten werden. Dies bedingt die Zusammenarbeit unter
dem Dach der Europäischen Grenzschutzagentur Frontex und in einer gemeinsamen
Europäischen Grenzpolizei. Für diese gemeinsamen Aufgaben wird es auch in Zukunft
finanzielle und personelle Unterstützung seitens der EU und ihrer Mitgliedsstaaten geben.

Der Migrationsdruck auf die Europäische Union wächst!

Im Jahr 2004 wurden mehr als 420.000 unerlaubt Eingereiste / Aufhältige in den
EU-Staaten festgestellt. Das entspricht fast der Einwohnerzahl Luxemburgs.

Im Jahr 2004 ersuchten 290.500 Personen in den europäischen Ländern Asyl, in
Deutschland waren es davon über 50.000.

Im Jahr 2004 wurden ca. 560.000 Personen an den Außengrenzen der EU-Staaten
zurückgewiesen.

Damit stieg der Migrationsdruck in Europa auf fast 1.000.000 Menschen und diese
Entwicklung hat sich in den letzten Jahren nicht entspannt, sondern eher verschärft. Die
neuen EU-Staaten werden jetzt selbst zu Zielländern der illegalen Zuwanderung.
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5. Notwendigkeit einer gewerkschaftlichen Interessenvertretung aus deutscher, aber
auch aus europäischer Sicht

Die Bundespolizeigewerkschaft als gewerkschaftliche Interessenvertretung gibt es
seit der Aufstellung des Bundesgrenzschutzes/der Bundespolizei, hat maßgeblich an der
Fortentwicklung der Bundespolizei mitgearbeitet und diese auch bestimmt.

Die Bundespolizeigewerkschaft hat die soziale Entwicklung der Beschäftigten des
Bundesgrenzeschutzes / der Bundespolizei entscheidend geprägt und die Beschäftigten bei
sozialverträglicher Umsetzung  wichtigen Reformprozessen unterstützt.

Die Bundespolizeigewerkschaft arbeitet seit mehr als 3 Jahrzehnten auf der
europäischen Ebene und bestimmt maßgeblich europäische Entwicklungen im Bereich der
europäischen Sicherheit und des europäischen Grenzschutzes mit.

6. Schlussfolgerungen und Ausblick

Die Aufgabe Grenzschutz ist und bleibt auch unter den veränderten Bedingungen
der Verlagerung der Grenzkontrollen auf die neuen Außengrenzen angesichts des
ungebrochenen Zustroms illegaler Migration nach und durch Europa aktuell.

Die Aufgaben des Grenzschutzes müssen integrativer Bestandteil der nationalen
Polizeiarbeit, personell und logistisch unterlegt sein.

Für den Grenzschutz und die Bekämpfung der illegalen Migration gibt es
gesamteuropäischen Ansatz, kein Land kann sich dabei aus der Verantwortung
verabschieden. Die finanziellen Belastungen müssen durch die Gemeinschaft getragen
werden.

7. Schluss

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und hoffe, Ihnen einige wenige
Denkanstöße für die Fortentwicklung Ihre Grenzschutzorganisation gegeben zu haben. Ich
weiß, dass jedes Land aufgrund seiner historischen Entwicklung seinen eigenen Weg gehen
muss. Jedoch kann man und davon bin ich überzeugt, aus den Erfahrungen anderer Länder
lernen, um Fehlentwicklungen für die Zukunft auszuschließen.



KNUT PAUL

A NÉMET SZÖVETSÉGI RENDİRSÉG EGYÜTTMŐKÖDÉSE A SZOMSZÉDOS

ORSZÁGOK RENDİR HATÓSÁGÁVAL – SCHENGENI TAPASZTALATOK

1. Bevezetés

Hogy a témát megközelíthessük, és helyesen értékelhessük, elıször a Szövetségi
Rendırség 2005 január 7-ig tartó történelmi fejlıdésének néhány irányvonalát mutatom be,
ezt követıen pedig a Német Szövetségi Köztársaság Szövetségi Rendırségének valamint a
szövetségi tartományok rendırségeinek viszonyára és a schengeni folyamatok kezdeteinek
felvázolására térek át. Mindeközben rávilágítok néhány téves feltételezésrıl, és az ezekkel
összefüggı, ezek okozta rossz fejlıdési irányról, amelyeket a német belbiztonság
fenntartásában viselt felelısségünk, az Európai Unió tagállamai és a schengeni országok
között betöltött szerepünk folytán idıközben korrigáltak, illetıleg a lehetı legrövidebb idın
belül korrigálni fognak.

E fıbb megállapítások legfıbb oka, hogy a Magyar Köztársaság Határırségének
jelenleg történı átalakításához valamelyest hozzájáruljak. Természetesen nem áll jogomban,
hogy bármiféle tanácsokat osztogassak, de kísérletet teszek arra, hogy a német fejlıdés,
kiváltképpen pedig a Német Szövetségi Köztársaság és a schengeni folyamatok példái
alapján rávilágítsak néhány összefüggésre, és megmagyarázzam, annak okát, hogy az
Európába irányuló, valamint az Európán keresztüli illegális bevándorlás leküzdése mind
összeurópai, mind pedig nemzetállami szintő fellépést igényel. Ehhez pedig ütıképes
rendırségi szervezetekre van szükség, amelyek mind személyi és pénzügyi, mind pedig
logisztikai értelemben képesek lesznek e feladat betöltésére. A szervezeti kérdések e
tekintetben teljes mértékben a nemzeti kormányok és parlamentek hatáskörébe tartoznak.
Ennek ellenére megpróbálom világossá tenni, hogy az egymástól eltérı nemzetállami
koncepciók ellenére közös felelısséget viselünk ebben a kérdésben.

2. A szövetségi rendırség történeti fejlıdése

A Szövetségi Rendırség és a tartományok rendırségeinek fejlıdését lényegében a
II. világháborút követı német történelem és a négy gyıztes hatalom megszállói státusza
határozta meg. A hitleri diktatúra tapasztalatainak fényében a fenti államok törekedtek,
hogy megelızzék az erıs központi rendıri hatalom kialakulását. Eredetileg a határokon
átnyúló forgalom ellenırzése és a határok biztosítása is a Szövetségesek kezében volt.

Az 1949. április 14-én született rendırségi levél értelmében a katonai kormányzók
engedélyezték a szövetségi rendırségi hivatalok és egy Államvédelmi Hivatal felállítását,
amelyek közül az elıbbiek a határokon átlépı forgalom ellenırzését szolgálta, az utóbbi
azonban nem rendelkezett rendırségi jogosítványokkal. Késıbb ebbıl vezették le a
rendırség és az államvédelem elválasztásának tilalmát. A Szövetségesek Magas
Küldöttségének memoranduma a fentiek mellett azt a követelést is tartalmazta, hogy a
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szövetségi határok védelmének feladata a „nyugati és a szovjet zónák határainak”
ellenırzésére hangsúlyozódik. A nyugati szövetségesek e követelése ezáltal meghatározó
szerepet játszott a Szövetségi Határırség felépítése, felszerelése, ki- és továbbképzése,
fegyverzete és elhelyezkedése szempontjából.

Az 1949-ben született Szövetségi Alkotmány a rendıri hatalmat a tartományoknak
adta át. 1951. február 15-én fogadták el a Szövetségi Határırségrıl szóló 1. törvényt. Ezt
követıen a Szövetségi Határırséget, mit a Szövetség különös hatáskörő nyomozati szervét
1951-ben állították fel. Kezdeti ereje ekkor ezernyolcász fıt tett ki, ezt a létszámot azonban
az 1953. június 17-én bekövetkezı népfelkelést követıen húszezer fıre duzzasztották fel. A
szövetségi határırségi csoportok a belnémet határ és a cseh határ biztosítását vették át.

1953. augusztusában a Német Szövetségi Országgyőlés javaslatára a Német
Útlevélellenırzési Szolgálat hivatalnokait is a Szövetségi Határırség szervezetébe
olvasztották. A 396 hivatalnokból 390 lépett be a határırségbe. A Német Útlevélellenırzési
Szolgálatot a Szövetségi Belügyminisztérium állította fel 1951. szeptember 19-én, a brit
zóna akkori útlevélellenırzési szerve már néhány nappal késıbb, 1951. szeptember 24-én
betagozódott a Szövetségi Határırségbe.

1972. augusztus 18-án született meg a Szövetségi Határırség feladatainak
újraszabályozásáról szóló törvény. Ezzel a jogszabállyal, valamint a Szövetségi Határırség
1976-os személyügyi törvényével egy félkatonai rendészeti szervbıl valódi rendıri szervvé
alakult át.

1975-ben a Független Bajor Köztársasággal a bajor határırség megszervezése
érdekében közigazgatási egyezményt kötöttek.

1985-ben aláírták az 1. Schengeni Egyezményt. Az egyezmény által generált
folyamatok eredményeképpen a „régi” nyugati határ védelmi személyzetét 1991-re kétszáz
fıre csökkentették.

1990. október 3-án bekövetkezett a német újraegyesítés, így az egykori Német
Demokratikus Köztársaság területén is sor került a határırség megszervezésére, amely a
keleti országrészben olyan többletfeladatokat is átvett, mint a vasúti- és a légi biztonság
fenntartása.

1992. április 1-jén az egész államterületen a Szövetségi Határırség feladatkörébe
került az országhatárok védelme mellett a vasúti- és légi biztonság fenntartása, ekkor került
sor a légi biztonság elsı átfogó reformjára. Mind a keleti, mind pedig a nyugati határt
megerısítették. A nyugati határvédelmi személyzetét kétezer fıre emelték fel.

1992-ben Észak-Rajna-Vesztfália szövetségi tartomány beperelte a Szövetséget a
fenti hatáskörmegosztás miatt. 1998-ban azonban a Német Szövetségi Köztársaság
Alkotmánybírósága elutasította a fenti keresetet, ugyanakkor megtiltotta a Szövetségi
Határırség hatáskörének további kibıvítését.

A második Schengeni Egyezmény 1995. március 26-án lépett hatályba, minek
következtében Németország schengeni értelemben külsı határrá vált. Az elkövetkezı
években hatezer fı felelt a Csehországgal, valamint Lengyelországgal érintkezı határok
védelméért. 1998 és 2002 között sor került a Szövetségi Határırség második átfogó
reformjára.

Az Európai Unió 2004. május 1-jén bekövetkezı kelet kibıvítésével megszőnt a
vámellenırzés Lengyelország és Csehország felé, így a Szövetségi Határırségre egyedüli
felelısséget hárult e határoknál.
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2005. július 1-jén a Szövetségi Határırséget Szövetségi Rendırséggé nevezték át.
A hatáskörváltozások számláit szinte kizárólag a határvédelemi feladatok irányába orientált
rendıri szerv viselte.

Elıreláthatóan 2008. január 1-jén sor kerül az EU tíz új tagállamának Schengeni
Egyezményhez való csatlakozására. A Szövetségi Határırség számára ez jelenti majd a
harmadik átfogó jellegi reformot, melynek eredményeképpen kétezer rendırt helyeznek
majd át a jelenlegi, Cseh- és Lengyelországgal érintkezı schengeni határoktól a „régi”
nyugati határokhoz, vagy belföldre. Hogy ezt érthetıbbé tegyem: ez a határ 1991 óta belsı
(tartományi) határnak számít, de a jövıben nagyobb személyzete lesz, mint a teljes
határellenırzés idején.

3. A szövetségi tartományok rendırségeinek együttmőködése

A Szövetségi Rendırség és a szövetségi tartományok rendırségei
együttmőködésének alapjai:

- a Szövetségi Alkotmány, amely kimondja, hogy a rendırségi feladatok tartományi
hatáskörbe tartoznak, a Szövetségi Rendırség pedig a Szövetség különös hatáskörő
nyomozati szerve;

- a belbiztonság 1974-ben született programja és ennek 1994-es módosítása;

- a tartományok 16 rendırségi törvénye valamint a Szövetségi Rendırségi Törvény;

- a tartományok és a vám-és pénzügyırség 15 együttmőködési megállapodása;

- a Bajorország tartományon keresztüli határvédelem végrehajtásáról szóló egyezmény
valamint a Hamburg és Bréma városokkal kötött vízvédelmi megállapodások;

- végül az a kb. 800 munkacsoport, amely a legkülönbözıbb síkokon bekövetkezı
együttmőködést koordinálja.

Az együttmőködés formáiként az elmúlt években többek között a következı
megoldások születtek:

- a tartományi rendırségek támogatására szolgáló egységek, amelyeket pl. a
heiligendammi G8-as csúcstalálkozó vagy különbözı demonstrációk alkalmával
vetettek be;

- közös nyomozócsoportok a csempészet, a gépjármő-csempészet, a kábítószerrel
összefüggı bőnözés és az illegális bevándorlás (embercsempészet) ellen;

- közös szövetségi- tartományi- vám- és határvédelmi bevetési egységek
Lengyelországgal és Csehországgal;

- a 2006. májusában felállított Közös Elemzıközpont az Illegális Bevándorlás Ellen
(GAZIM).

Az együttmőködés a következı eredményeket hozta:

- a lakosság szubjektív biztonságérzete megerısödött;

- a jó és hatékony együttmőködést siker koronázta: csempészbandákat, valamint a
határokon átívelı kereskedelemmel foglalkozó szervezett bőnözıi csoportok határokon
lebuktatása, amely sikerek a tartományok statisztikáiban is változásokat
eredményeztek. A csempészettel összefüggı büntetıeljárások több mint 50%-ét a
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tartományok folytatják le. Az ún. OK eljárásokat127 szinte kizárólag a tartományok
vagy a Szövetségi Bőnüldözési Hivatal folytatják le;

- Ennek ellenére folyamatos a hatásköri vita a Szövetség és a tartományok között. A
tartományok magaratása mindenek elıtt a növekvı terrorveszély elhárítására irányuló
fellépésnek vet gátat, mert a tartományokon átívelı bőnözés elleni küzdelemben a
Szövetség a tartományoknál szélesebb hatáskörrel rendelkezik.

- A tartományok megtagadják a Szövetségi Rendırség hatásköreinek kibıvítését a
lengyel- és cseh határ ellenırzésének megszőnését követıen, amely az illegális
bevándorlás és az azzal összefüggı bőnözés elleni hatékony fellépést szolgálná.

4. Milyen kihívásokkal szembesülnek az EU tagállamai, valamint ezek határvédelmi
szervei az új tagállamoknak a Schengeni Egyezményhez történı csatlakozását
követıen?

A Szövetségi Rendırség szempontjából a határvédelem fogalmának újra
definiálása vált szükségessé. A régi fogalom-meghatározás alapján a határvédelem magába
foglalta

- a határokon átívelı forgalom kontrollját;

- a határok ellenırzését;

- a határvidékeken folytatott körözést;

- a határokat fenyegetı veszélyek elhárítását.

A fenti elemek az új fogalom-meghatározás érdekében a következıkel kell
kiegészítenünk:

- a bevándorlási hullámok figyelemmel kísérésével;

- a határok menti valamint a belsı államterületet érintı illegális bevándorlás elleni
harccal.

A Schengeni Határ-ellenırzési Kódex alapján a külsı határokkal rendelkezı
tagállamok mintegy biztosítékszerepet játszanak, minek következtében az egyezmény eseti-
valamint teljes ellenırzést tesz számukra lehetıvé. Az ehhez szükséges személyzeti-és
logisztikai feltételeknek rendelkezésre kell állniuk. Mindez a tagállamok együttmőködését
igényli, amelyre az Európai Határvédelmi Ügynökség, a Frontex, valamint egy közös
Európai Határırség felállítása szükséges. Az Európai Unió és tagállamai mind anyagi- mind
pedig személyi támogatást nyújtanak a fenti közös feladatok ellátására.

Az Európai Unióra nehezedı migrációs nyomás növekszik. 2004 folyamán több
mint 420.000 engedély nélküli bevándorlót és visszatartott személyt regisztráltak az Európai
Unió államaiban. Ez a létszám majdnem eléri Luxemburg teljes lakosságát. 2004-ben
290.500 fı kért az európai országokban menedéket, ebbıl Németországot 50.000 menekült
kereste meg. 2004-ben kb. 560.000 személyt utasítottak vissza az EU-tagállamok külsı
határainál. Ezáltal az Európára nehezedı migrációs nyomás immáron 1.000.000 létszámra
tehetı, e fenti a növekedés azonban az utóbbi években nemhogy csökkent volna, hanem

                                                          
127 OK mint Organisierte Kriminalität (szervezett bőnözés). Az OK eljárás azoknak a büntetıeljárásoknak az
elnevezésére szolgál, amelyek tárgya szervezett bőnözés körében elkövetett bőncselekmény.
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inkább tovább erısödött. Eközben az EU új tagállamai maguk is az illegális bevándorlás
célpontjaivá váltak.

Az illegális bevándorlást vizsgáló fenti statisztikák két dologra hívják fel a
figyelmet: Egyrészt az utóbbi években visszaesést érzékelhetünk az illegális bevándorlók
számában, ugyanis nehezebb ıket elkapni. Ez a folyamat pedig a tíz új tagállam
csatlakozását követıen sem állat meg. Másrészt e személyek felkutatása egyre inkább a
belsı határok irányába tolódott el, 2005-ben pl. az esetek 80%-át a belsı határok menti
ellenırzések tették ki. Lengyelország, Csehország és Svájc belépése a Schengeni
Egyezménybe az új belsı határok mentén további illegális bevándorlók felfedezéséhez fog
vezetni, ezek azonban már nem utasíthatók vissza, és az sem lesz elvárható, hogy a
határvédelmi szervek e személyeket ırizetbe vegyék. Az Európai Unión belüli migráció is
nagyobb jelentıségre tesz majd szert. Ahhoz pedig, hogy ezt a jelenséget a jövıben is
kordába tudjuk tartani, komoly és közös erıfeszítésekre lesz szükség.

5. A szakszervezeti képviselet szükségessége német, valamint összeurópai szempontból

A Szövetségi Rendırség Szakszervezete, mint szakszervezeti érdekképviselet,
amely a Szövetségi Határırség / Szövetségi Rendırség felállítása óta létezik, a Szövetségi
Rendırség továbbfejlesztésében aktívan részt vett, s ezáltal pedig meghatározott szerepet
játszott a fenti folyamatokban. A Szövetségi Rendırség Szakszervezete jelentékenyen
közrehatott a Szövetségi Határırség / Szövetségi Rendırség foglalkoztatásának társadalmi
értelemben vett továbbfejlesztésében, és támogatta a reformfolyamatoknak a foglalkoztatási
szerzıdésekbe történı átültetését.

A Szövetségi Rendırség Szakszervezete összeurópai szinten már több mint három
évtizede mőködik, és jelentısen hozzájárult az európai biztonság és az európai
határvédelem területén jelentkezı összeurópai fejlıdéshez.

6. Végkövetkeztetések és kitekintés

A határok védelme a megváltozott feltételek és a határellenırzésnek az új határok
felé történı eltolódása ellenére az Európába irányuló és Európán keresztüli folyamatos
(töretlen) illegális bevándorlás miatt továbbra is aktuális problémát jelent majd.

A határvédelem feladatait fel kell venni a nemzeti rendırségi munka belsı elemei
közé. A határ védelme és az illegális migráció elleni küzdelem összeurópai megoldást
kíván, e téren egyetlen ország sem zárhatja ki a saját felelısségét. Az anyagi terheket a
Közösségre kell áthárítani.


